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KOLUMNEN UND KOMMENTARE 
 

Millionen-Gagen für Vorstände – Viel Lärm um nichts?  
 

Von Staatssekretär a.D. Friedhelm Ost  
 
Der Blick in das Gesetz klärt manches auf, was derzeit von Politikern heiß diskutiert wird. 
„Vorstandsmitglieder bestellt der Aufsichtsrat“, so ist es im Aktiengesetz niedergelegt. Und weiter heißt 
es da: „Der Aufsichtsrat hat bei der Festsetzung der Gesamtbezüge des einzelnen Vorstandsmitglieds 
(Gehalt, Gewinnbeteiligungen, Aufwandsentschädigungen, Versicherungsentgelte, Provisionen und 
Nebenleistungen jeder Art) dafür zu sorgen, dass die Gesamtbezüge in einem angemessenen 
Verhältnis zu den Aufgaben des Vorstandsmitglieds und zur Lage der Gesellschaft stehen. Dies gilt 
sinngemäß für Ruhegehalt, Hinterbliebenenbezüge und Leistungen verwandter Art.“ 
 
Eigentümer und Gewerkschafter 
Ebenfalls im Aktiengesetz steht, dass die Mitglieder des Aufsichtsrats von der Hauptversammlung, also 
von den Aktionären als Eigentümer gewählt werden; sie können auch von Inhabern bestimmter Aktien 
entsandt werden oder als Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer nach dem Mitbestimmungsgesetz 
oder dem Betriebsverfassungsgesetz gewählt werden. 
Eigentümer einer Aktiengesellschaft und Arbeitnehmervertreter, die zumeist aus den Gewerkschaften 
kommen oder Mitglieder des jeweiligen Betriebsrates sind, tragen die Verantwortung für die 
Chefeinkommen. Sie sind damit die Matadore, die die Millionen-Vergütungen der Herren und Damen in 
den Vorstandsetagen der Aktiengesellschaften genehmigen. So beliefen sich etwa im Jahr 2015 die 
Einkommen des Chefs von Daimler, Dieter Zetsche, auf über 8,5 Mio. Euro. , Karl-Ludwig Kley bei 
Merck erhielt rund 7,9 Mio., Matthias Müller bei VW etwa 7,3 Mio., Frank Appel bei der Post AG gut 5 
Mio. oder Johannes Teyssen bei E.ON 4,4 Mio. Euro, um nur einige Beispiele für die Entlohnung 
aufzuzählen. 
 
Vergütungen ohne jedes Maß 
Aus dem Rahmen fielen in jüngster Zeit besonders krass die Bezüge des einstigen VW-Chefs 
Winterkorn mit ca. 16 Mio. Euro. Er musste infolge des Abgas-Skandals seinen Vorstandssessel 
räumen, fiel jedoch mit einer „Rentenzahlung“ von rund 3.000 Euro pro Tag mehr als weich. Ebenso 
eklatant ist der Fall der Christine Hohmann-Dennhardt, die einst als SPD-Ministerin in Hessen in den 
Vorstand von Daimler und danach bei VW aufstieg. Anfang diesen Jahres schied sie aus der VW-
Führung aus und kassierte eine Abfindung von mehr als 12 Mio. Euro. Im VW-Aufsichtsrat, der dem 
vergoldeten Abschied von Christine Hohmann-Dennhardt zugestimmt hat, sitzen Mitglieder der 
Regierung des Landes Niedersachsen, allen voran der SPD-Ministerpräsident Weil, und profilierte 
Arbeitnehmervertreter, vor allem aus der Industriegewerkschaft Metall. 
 
Stumpfe politische Waffen 
Die Exzesse bei den Vergütungen haben in den letzten Jahren zweifellos Dimensionen erreicht, die 
kaum noch in eine Soziale Marktwirtschaft passen. Gewiss, bei Profi-Kickern werden inzwischen auch 

viele Millionen an Jahresgehältern bezahlt – nicht nur in der 
englischen, spanischen und italienischen Liga, sondern auch in der 
Bundesliga, in der nicht nur der FC Bayern München und die 
Dortmunder Borussen fast jedes vernünftige finanzielle Maß 
überschreiten. Auch für Gesangstars, Darsteller in Film und 
Fernsehen wird viel ausgegeben. Allerdings sind die Risiken auf 
den Feldern Sport, Musik oder Entertainment wesentlich höher als 
auf den Vorstandsetagen der Aktiengesellschaften. 
Politiker fast aller Parteien wollen nun gegen die ausufernden 
Managergehälter Front machen. Denn rational sind manche 
Vergütungen, die sich in geradezu schwindelnde Höhen 
geschraubt haben, nicht mehr den normalen Menschen zu 
erklären. Das durchschnittliche Arbeitnehmereinkommen liegt 
derzeit pro Jahr bei knapp 40.000 Euro. Mit welchen 
außergewöhnlichen Leistungen, Fähigkeiten oder 
Verantwortungen Vorstände das 100-, 150- oder gar 200-fache an 
Einkommen erhalten, das müssten die dafür Verantwortlichen in 
den Aufsichtsräten begründen. Da viele Chefs anderer 
Aktiengesellschaften Mitglieder in Aufsichtsgremien sind, werden  
sie sich dabei schwerer tun als etwa die Arbeitnehmervertreter aus 
den Betriebsräten und Gewerkschaften sowie auch aus der Politik. 
 

Friedhelm Ost leitete die ZDF-
Wirtschaftsredaktion, bevor er unter 
Helmut Kohl Regierungssprecher  
und schließlich CDU-Bundestags-
abgeordneter wurde. 
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Soziale Verantwortung gefordert 
Die meisten von ihnen beschwören indessen in feierlichen Sonntagsreden die Corporate Social 
Responsibility; sie sollten in den Unternehmen echte soziale Verantwortung beweisen und sich an die 
„Maßhalten-Mahnung“ von Ludwig Erhard erinnern. 
Ethik und Moral, Verantwortung für das Zusammenhalten und Miteinander in unserer Gesellschaft sind 
die Elixiere der Sozialen Marktwirtschaft. Nicht ohne Grund haben die Gründer unserer Republik in das 
Grundgesetz geschrieben: „Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der 
Allgemeinheit dienen.“ 
Es kann und wird keine politische Lösung geben, die die Exzesse bei Gehältern für Vorstände – und 
zum Teil auch bei den Tantiemen für Aufsichtsrats-Mitglieder – befriedigend lösen. Weder die 
Begrenzung der steuerlichen Abzugsfähigkeit noch die Fixierung von festen und variablen 
Vergütungsanteilen werden Abhilfe schaffen. Denn die Unterscheidung der Kosten einerseits für 
Material usw., andererseits für Vorstandsgehälter dürften schwierig sein. Das Eingreifen des 
Gesetzgebers wäre letztlich ein ordnungspolitischer Sündenfall. Doch sind die Eigentümer, allen voran 
die Aktionäre in der Pflicht, die Übertreibungen wieder auf ein Normalmaß zu bringen. Die Einkommen 
für Mitglieder in Vorständen und Aufsichtsräten gehören auf die Tagesordnung der 
Hauptversammlungen der Aktiengesellschaften; dort muss darüber öffentlich abgestimmt werden. 
Die bisherige Kungelei in den kleinen Aufsichtsratsausschüssen, in denen sich die Eigentümer-Vertreter 
mit den Arbeitnehmer-Vertretern auf die hohen Millionen-Vergütungen einigen, muss beendet und durch 
eine maximale Transparenz ersetzt werden. Denn keine gesetzliche Regelung wird Ethik und Moral, 
Maß und Verantwortung ersetzen können. 
 
 

Steter Tropfen höhlt den Stein 
 

Von Klaus Kelle  
 
Eine aktuelle Meinungsumfrage hat ergeben, dass eine deutliche Mehrheit der SPD-, Grünen- und 
Linke-Wähler dafür ist, das kommunale Wahlrecht so zu verändern, dass Nicht-EU-Ausländer, die 
dauerhaft in Deutschland leben, an Kommunalwahlen aktiv teilnehmen dürfen. Das muss man wissen, 
wenn es in diesem Jahr wieder an die Wahlurnen geht. 
 
Blödsinnige Initiative 
Die gute Nachricht: 57,2 Prozent der Befragten insgesamt lehnen diese Idee klar ab. Bei der AfD sind 
es fast 97 Prozent, aber auch bei Union und FDP 65 Prozent. Die schlechte Nachricht: die linken 
Parteien interessieren sich für Politik, die bürgerlichen Parteien nur dafür, das Schlimmste zu 
verhindern. Wir haben das oft erlebt. Findet eine blödsinnige Initiative von Links keine Mehrheit, bringt 
man sie zwei Jahre später wieder ein. Steter Tropfen höhlt den Stein.  
Irgendwann wird es dann mal eine Mehrheit geben, weil die Bürgerlichen es leid sind, immer wieder 
gegen den gleichen Unfug zu Felde zu gehen. Und hat sich die politische Linke in einem Punkt 
durchgesetzt, dürfen wir davon ausgehen, dass selbst bei einer wechselnden Mehrheit die Bürgerlichen 
das Rad nicht mehr zurückdrehen. 
 
Großer Aufschrei 
Als 2005 in Nordrhein-Westfalen nach Jahrzehnten eine bürgerliche Mehrheit aus CDU und FDP 
zustande kam, tauschte die neue Mehrheit in einer Landesverwaltung mit 330.000 Mitarbeitern rund 60 
(in Worten: sechzig) politische Beamte aus. Großer Aufschrei linker Kommentatoren. Als ob für einen 
Politikwechsel ausreicht, dass man ein Dutzend Minister und ein paar Staatssekretäre neu besetzt. CDU 
und FDP übernahmen damals Pressesprecher mit SPD-Parteibuch, der Chef des Verfassungsschutzes 
– auch SPD-Mitglied – bliebt im Amt. Selbst eine Staatssekretärin der Sozialdemokraten durfte noch 
eine begrenzte Zeit im Amt bleiben. 
 
Alles weg! 
Ich will niemandem von denen irgendetwas Schlechtes unterstellen. Ich bin sicher, dass sie eine 
ordentliche Arbeit abgeliefert haben. Aber wissen Sie, was fünf Jahre später passierte? Rot-Grün wurde 
wieder in die Verantwortung gewählt und sie schafften alles ab, was die Regierung Rüttgers auf den 
Weg gebracht hatte. Alles! Und da waren eine Menge guter Dinge darunter, von ernsthafter Sparpolitik 
über eine moderne Hochschulpolitik bis hin zu Reformen in der Schulpolitik. Alles weg! Nach Monaten 
war es so, als hätte es die fünf Jahre CDU/FDP an Rhein und Ruhr nie gegeben. Eine Episode. 
Ausgelöscht. 
 
Klaus Kelle ist Kolumnist bei Focus-Online und Chefredakteur der Online-Tageszeitung 
GermanZ und selbstständiger Medienunternehmer. 
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NEUES AUS DEM BUNDESTAG 
 
Verbesserungen bei der Erwerbsminderungsrente  
 
Die Erwerbsminderungsrenten werden künftig höher ausfallen. Ab 2018 wird die Zurechnungszeit 
schrittweise verlängert, bis 2024 um drei Jahre. Das heißt, dass Rentenansprüche bis zum fiktiven Alter 
von 65 hochgerechnet werden. Das Kabinett hat die Änderung der Erwerbsminderungsrente 
beschlossen. 
Jährlich müssen etwa 170.000 Menschen frühzeitig in Rente gehen, da sie krankheitsbedingt nicht 
mehr- oder nur sehr eingeschränkt - arbeiten können. Die bis zu diesem Zeitpunkt angesammelten 
Rentenpunkte reichen meist nicht, um den eigenen Lebensunterhalt zu sichern. Daher gibt es die 
Erwerbsminderungsrente, die auch einbezieht, wie sich bei gleichbleibender Berufstätigkeit die 
Rentenansprüche entwickelt hätten. Bisher wurde die Rente für Erwerbsgeminderte so berechnet, als 
hätten sie bis zum 62. Lebensjahr gearbeitet. Von 2018 bis 2024 soll diese Zurechnungszeit schrittweise 
um drei Jahre verlängert - von 62 auf 65 Jahre. Das hat das Bundeskabinett beschlossen. Diese 
schrittweise Verlängerung wird auch in der Alterssicherung der Landwirte eingeführt. Bereits 2014 hatte 
die Bundesregierung dafür gesorgt, dass die Erwerbsminderungsrenten steigen. Denn die 
Zurechnungszeiten wurden damals um zwei Jahre verlängert, von 60 Jahre auf 62 Jahre. Außerdem 
wird die Erwerbsminderungsrente seit 2014 anders berechnet: Bis 2014 wurde als Berech- 
nungsgrundlage der Durchschnittsverdiensts während des gesamten Erwerbslebens herangezogen. 
Nach der "Günstiger-Prüfung" können seitdem die letzten vier Jahre vor Erwerbsminderung aus der 
Rentenberechnung herausgenommen werden, falls diese niedriger sind. Das kann der Fall sein, wenn 
jemand schon vorher lange und oft wegen Krankheit nicht arbeiten konnte. 
 
Autor: Hans-Peter Murmann, geschäftsführender Vizepräsident 
 
 

TIPPS FÜR DIE TÄGLICHE BETRIEBSPRAXIS 
 

Voraussetzungen für betriebsbedingte Kündigungen  
 
Der Beitrag soll dazu dienen, die durch das Gesetz und durch die Rechtsprechung entwickelten 
Voraussetzungen einer betriebsbedingten Kündigung zu veranschaulichen. In den Betrieben, in denen 
das Kündigungsschutzgesetz Anwendung findet, hat Unkenntnis böse Überraschungen im 
Arbeitsgerichtsverfahren zufolge. Nur wer die Spielregeln kennt, kann im Voraus abwägen, ob eine 
betriebsbedingte Kündigung erfolgreich gerichtlich durchgesetzt werden kann. 
Der Beitrag dient nicht dazu, die allgemeinen Voraussetzungen einer Kündigung, wie 
Schriftformerfordernis, Bestimmtheit, Kündigungsfristen, Zugang der Kündigung, etc., darzulegen, 
sondern beschränkt sich auf die materiellen Voraussetzungen für sozial gerechtfertigte und damit 
wirksame betriebsbedingte Kündigungen. 
 
Grundsatz: 
Nach § 1 Kündigungsschutzgesetz ist eine betriebsbedingte Kündigung nur dann sozial gerechtfertigt 
und damit wirksam, wenn 
 
-   der Arbeitnehmer in dem Betrieb nicht weiter beschäftigt werden kann 
-   keine anderweitige freie Beschäftigungsmöglichkeit im Betrieb besteht und 
- wenn bei Kündigung nicht aller vergleichbaren Arbeitnehmer zumindest eine ausreichende    
    Sozialauswahl vorgenommen worden ist. 
 
Betriebliches Erfordernis 
Das Wesen der betriebsbedingten Kündigung, dass ein betriebliches Erfordernis einer Weiter-
beschäftigung des Arbeitnehmers entgegensteht. Gründe im Verhalten oder in der Person des 
Arbeitnehmers spielen keine Rolle. 
In Betracht kommen als betriebliches Erfordernis außerbetriebliche oder innerbetriebliche Ursachen. 
Außerbetriebliche Ursachen, wie beispielsweise Umsatz- und Absatzrückgang sind von den 
Arbeitsgerichten voll überprüfbar. Es ist deshalb schwierig und nicht zu empfehlen, eine Kündigung auf 
sog. außerbetriebliche Ursachen zu stützen. Beispielsweise muss der Arbeitgeber, der eine Kündigung 
mit einem Auftragsrückgang rechtfertigen will, darlegen, dass es sich um einen dauerhaften 
Auftragsrückgang und nicht nur um übliche, gegebenenfalls saisonbedingte Schwankungen handelt. In 
diesem Fall ist erforderlich, dass die fehlende Möglichkeit einer zukünftigen Weiterbeschäftigung auf  
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der Basis von Referenzzeiträumen mehrerer Jahre der Vergangenheit dargelegt wird. Nur wenn durch 
diesen Vergleich erkennbar wird, dass eine abweichende, negative Entwicklung eingetreten ist, kann 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit die fehlende Weiterbeschäftigungsmöglichkeit angenommen 
werden. 
 
Die betriebsbedingte Kündigung sollte sich daher immer auf eine Unternehmerentscheidung als 
sog. innerbetriebliche Ursache stützen! 
 
Hinweis: 
Sofern im nachfolgenden Beitrag von Arbeitnehmern die Rede ist, sind selbstverständlich damit auch 
Arbeitnehmerinnen gemeint. Es handelt sich nicht um eine Diskriminierung, sondern die Bezeichnung 
dient lediglich der Vereinfachung. 
 
Unternehmerentscheidung 
Eine Unternehmerentscheidung z. B. in Form eines Gesellschafterbeschlusses oder auch nur durch 
eine dementsprechende Willensäußerung der Geschäftsführung, setzt voraus, dass sich der 
Arbeitgeber zu einer organisatorischen Maßnahme entschließt, bei deren innerbetrieblichen Umsetzung 
das Bedürfnis für die Weiterbeschäftigung eines oder mehrerer Arbeitnehmer entfällt. Voraussetzung 
ist also eine nachvollziehbare und überprüfbare organisatorische Maßnahme, also ein 
unternehmerisches Konzept. Die Folge dieses Konzeptes ist der Wegfall von Beschäftigungs-
möglichkeiten/Arbeitsplätzen. Die Unternehmerentscheidung unterliegt keinem Formzwang. Bei einer 
juristischen Person genügt es, dass derjenige, der dazu die tatsächliche Macht hat, die Entscheidung 
endgültig und vorbehaltslos getroffen hat. 
Die Unternehmerentscheidung muss zum Zeitpunkt der Kündigung eines Arbeitnehmers noch nicht 
umgesetzt worden sein. Es genügt, dass zumindest die Absicht und der Wille des Arbeitgebers, gewisse 
Maßnahmen vorzunehmen, zum Zeitpunkt der Kündigung schon vorhanden und abschließend gebildet 
worden ist. Spätestens mit Ablauf der jeweiligen Kündigungsfrist muss die Umsetzung jedoch dazu 
führen, dass keine Beschäftigungsmöglichkeit mehr für den Arbeitnehmer besteht. Da die Absicht und 
der Wille des Arbeitgebers anhand von objektiven Kriterien schwer nachvollziehbar ist, empfiehlt es 
sich, dass diejenigen Tatsachen in irgendeiner Weise nach außen manifestiert werden. 
Erforderlich ist ebenfalls, dass zum Zeitpunkt der Kündigung durch den Arbeitgeber dargelegt werden 
muss, welche Maßnahmen er ergriffen hat, damit die Unternehmerentscheidung zu dem von ihm 
vorgesehenen Zeitpunkt umgesetzt werden kann. Beispielsweise muss der Arbeitgeber darlegen, dass 
er schon Angebote von Drittanbietern vorliegen hat, wenn die Unternehmerentscheidung darauf beruht, 
eine gewisse Abteilung zu schließen/outzusourcen. 
Mit der Verwirklichung der Entscheidung muss zum Zeitpunkt der Kündigung noch nicht begonnen 
worden sein. Ausreichend ist, dass der Arbeitgeber berechtigterweise annehmen durfte, die laufende 
Kündigungsfrist biete ihm hierfür ausreichend Zeit. 
Das Arbeitsgericht hat auch nicht die Befugnis, die Unternehmerentscheidung auf ihre Sinnhaftigkeit 
und Wirtschaftlichkeit hin zu überprüfen. Es hat nur die Möglichkeit zu prüfen, ob die 
Unternehmerentscheidung offenbar unvernünftig oder willkürlich ist. Voll nachzuprüfen ist aber durch 
das Gericht, ob eine unternehmerische Entscheidung tatsächlich vorliegt und durch ihre Umsetzung das 
Beschäftigungsbedürfnis für einzelne oder mehrere Arbeitnehmer entfällt. 
Beschränkt sich die Unternehmerentscheidung auf den Kündigungsentschluss, führt das 
Bundesarbeitsgericht (BAG) in ständiger Rechtsprechung aus, dass die Vermutung, die 
Unternehmerentscheidung sei aus sachlichen Gründen erfolgt, nicht von vornherein besteht. Die 
Unternehmerentscheidung muss zu einer Änderung des Beschäftigungsbedarfs führen das heißt 
die Änderung des Beschäftigungsbedarfs ist Folge der Unternehmerentscheidung. 
Die Entscheidung, Arbeitnehmer durch Leiharbeiter zu ersetzen, rechtfertigt keine betriebsbedingte 
Kündigung. Leiharbeitnehmer verrichten genauso weisungsgebundene Arbeit wie eigene Arbeitnehmer, 
so dass ein Bedarf an Arbeitsleistung nicht entfallen ist. Es handelt sich um eine bloße Auswechslung 
der Vertragsart (Leiharbeitnehmer statt eigener Arbeitnehmer) und damit um eine unzulässige 
Austauschkündigung. 
Anders wäre der Fall zu beurteilen, wenn der Arbeitgeber sich entschließt, Arbeiten die bislang von 
Arbeitnehmern ausgeführt worden sind durch Selbständige/freie Mitarbeiter zukünftig ausführen zu 
lassen. Voraussetzung ist jedoch, dass es sich tatsächlich um Selbständige handelt und nicht um 
Scheinselbständige. 
Die Darlegung der Verteilung der verbleibenden Arbeit auf die verbleibenden Arbeitskräfte bereitet im 
Rechtsstreit häufig Schwierigkeiten. Sie wird vom Arbeitgeber oft nur aufgrund von kaum 
objektivierbaren Erfahrungswerten anhand einiger äußerer Anhaltspunkte „geschätzt“. Diese 
Einschätzung ist dem Gericht so plausibel zu machen, dass es den Wegfall des Beschäftigungsbedarfs 
feststellen kann. Hierzu bedarf es nicht stets einer detaillierten Darlegung der Arbeitsverteilung „bis zum 
letzten Handgriff“, aber ein genauer Vortrag, wie die verbleibenden Mitarbeiter die Arbeit ohne 
Mehrarbeit erledigen können, ist erforderlich. 
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Ultima ratio 
Eine betriebsbedingte Kündigung darf immer nur das letztmögliche Mittel sein, um den sich aus der 
Unternehmerentscheidung folgenden angepassten Personalbedarf zu erreichen. Gibt es andere mildere 
Mittel, ist die betriebsbedingte Kündigung eben nicht durch dringende Erfordernisse bedingt. Solche 
anderen milderen Mittel können z. B. der Abbau von Überstunden oder der Abbau etwaiger dauerhafter 
Leiharbeit im Betrieb sein. 
Ein milderes Mittel ist auch die Änderungskündigung statt der betriebsbedingten Beendigungs-
kündigung. Sofern also im Unternehmen ein anderer freier Arbeitsplatz vorhanden ist, auf den der 
Arbeitnehmer kraft Direktionsrecht oder durch Änderungskündigung hätte weiterbeschäftigt werden 
können, ist eine betriebsbedingte Kündigung ausgeschlossen. Selbst wenn der Arbeitnehmer einen 
anderen angebotenen freien Arbeitsplatz ausschlägt, muss der Arbeitgeber eine Änderungskündigung 
vornehmen. Das BAG steht auf dem Standpunkt, dass der Arbeiternehmer unter dem Druck einer 
Änderungskündigung vielleicht anders entschieden hätte. 
Eine betriebsbedingte Kündigung ist selbst dann unwirksam, wenn nur eine befristete 
Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers besteht. 
Es besteht jedoch keine Verpflichtung des Arbeitgebers, den Arbeitnehmer zur Vermeidung einer 
Beendigungskündigung zu besseren Arbeitsbedingungen weiter zu beschäftigen. 
Kein freier Arbeitsplatz ist derjenige eines erkrankten Arbeitnehmers, selbst wenn dessen Rückkehr 
ausgeschlossen ist, solange der Arbeitgeber die Stellte tatsächlich nicht neu besetzen will. Als freie 
Arbeitsplätze kommen nur solche in Betracht, bei denen im Zeitpunkt des Zugangs der Kündigung 
bereits feststeht, dass sie bei Ablauf der Kündigungsfrist oder in absehbarer Zeit danach frei sein 
werden, sofern dem Arbeitgeber die Überbrückung dieses Zeitraums zumutbar ist. Zumutbar ist ein 
Zeitraum, den ein anderer Stelleninhaber zur Einarbeitung benötigen würde. Der Arbeitgeber hat die 
Möglichkeit, eine anderweitige Weiterbeschäftigung zu berücksichtigen, sobald er vom Wegfall des 
bisherigen Arbeitsplatzes des Arbeitnehmers Kenntnis erlangt und eine Kündigung in Erwägung zieht. 
Er darf dann nicht mehr durch Neueinstellung vollendete Tatsachen schaffen und so eine gegebene 
Weiterbeschäftigungsmöglichkeit vereiteln. 
Als freie Arbeitsplätze in Betracht kommen jedoch nur geeignete Arbeitsplätze, die vom Arbeitnehmer 
ausgefüllt werden können. Entscheidend sind also das Anforderungsprofil des Arbeitsplatzes und die 
Eignung des Arbeitnehmers. Bei einem Gemeinschaftsbetrieb mehrerer Unternehmen kommt jede 
Weiterbeschäftigungsmöglichkeit in diesem Betrieb in Betracht, auch soweit sie einem anderen 
Arbeitgeber zugeordnet ist. 
Eine Weiterbeschäftigungspflicht im Konzern besteht grundsätzlich nicht. Ausnahmen hiervon sind 
jedoch denkbar, wenn sich ein anderes Konzernunternehmen ausdrücklich zur Übernahme des 
Arbeitnehmers bereit erklärt hat oder sich eine Übernahmeverpflichtung unmittelbar aus dem 
Arbeitsvertrag oder anderen vertraglichen Absprachen ergibt; hinzutreten muss ein tatsächlich oder 
rechtlich gesicherter – bestimmender Einfluss des Beschäftigungsbetriebs bzw. des vertrags-
schließenden Unternehmens auf die „Versetzung“. 
 
Umschulungs- oder Fortbildungsmaßnahmen 
Der Grundsatz „Vorrang der Änderungskündigung vor der Beendigungskündigung“ gilt auch 
dann, wenn der Arbeitnehmer nur nach einer angemessen Umschulungs- oder Fortbildungsmaßnahme 
den neuen Arbeitsplatz ausfüllen kann. Fortbildung ist nach dem allgemeinen Sprachgebrauch die 
Weiterbildung in dem bisher ausgeübten Beruf, führt also zu einer graduellen Qualifizierung des 
Leistungsprofils des Arbeitnehmers im Rahmen des vorgegebenen Berufsbildes. Dagegen ist die 
Umschulung die Herausbildung eines Leistungsprofils in einem anderen Berufsbild. 
Was dem Arbeitgeber zumutbar ist, hängt von einer sorgfältigen Abwägung aller Umstände ab. Neben 
Erfolgsaussichten, Kosten und Dauer der Maßnahme (unter Umständen bis zu sechs Monaten), der 
wirtschaftlichen Belastbarkeit des Arbeitgebers, insbesondere auch von der Beschäftigungsdauer des 
Arbeitsnehmers, aber auch – negativ – von seinem Alter. Von Bedeutung ist auch die arbeitsvertraglich 
vereinbarte Tätigkeit; eine Ausbildung zu höherwertiger Tätigkeit ist grundsätzlich nicht geboten. 
Fällt etwa ein Aufgabenbereich nur teilweise fort und will der Arbeitgeber die verbliebenen Aufgaben im 
Rahmen einer Halbtagstätigkeit ausführen lassen, so ist eine Beendigungskündigung unwirksam, wenn 
der Arbeitgeber dem gekündigten Arbeitnehmer nicht zuvor erfolglos die Teilzeittätigkeit angeboten hat. 
Welchem von mehreren zur Kündigung anstehenden Arbeitnehmern etwa ein anderweitiger freier 
Arbeitsplatz anzubieten ist, richtet sich grundsätzlich nach den Kriterien der Sozialauswahl. Es findet 
aber keine Sozialauswahl zwischen solchen Arbeitnehmern statt, die nur im Wege der 
Änderungskündigung auf den freien Arbeitsplatz gelangen können und solchen, die dorthin nur versetzt 
zu werden brauchen. Letztere haben Vorrang. Sofern der Arbeitnehmer ordentlich unkündbar ist, kommt 
nur eine Kündigung aus wichtigem Grund in Betracht. Hier schuldet der Arbeitgeber gesteigerte 
Bemühungen für eine anderweitige Weiterbeschäftigung. In Betracht kommen deutlich längere 
Überbrückungs-, Einarbeitungs- und Umschulungszeiten und weitere organisatorische 
Umstrukturierungen zur Schaffung eines geeigneten, nicht aber eines zusätzlichen Arbeitsplatzes. 
Ausgeschlossen sind wohl auch Beförderungen und Freikündigungen. 
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Sozialauswahl 
Sofern dringende betriebliche Erfordernisse vorliegen, ist eine betriebsbedingte Kündigung dennoch 
sozial ungerechtfertigt, wenn der Arbeitgeber bei der Auswahl des Arbeitnehmers soziale 
Gesichtspunkte nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt hat. Voraussetzung einer Auswahl ist, dass 
die Anzahl der auf den jeweiligen Kündigungsentschluss beruhenden Kündigungen geringer ist als die 
Anzahl der in Betracht kommenden Arbeitnehmer. Der Arbeitgeber hat jedoch einen gewissen 
Wertungsspielraum, der dazu führt, dass sich nur deutlich schutzwürdigere Arbeitnehmer mit Erfolg 
auf einen Auswahlfehler berufen können. 
 

Die Sozialauswahl erfolgt grundsätzlich in drei Schritten: 
 

1. Bildung der Auswahlgruppe 
2. ausreichende Berücksichtigung der sozialen Gesichtspunkte innerhalb der Auswahlgruppe 
3. Nichteinbeziehen von sog. Leistungsträgern. 
 
Eine fehlerhafte Sozialauswahl kann grundsätzlich nur die Sozialwidrigkeit solcher Kündigungen nicht 
bewirken, die auch ohne den Fehler bei jedem Zuschnitt einer ausreichenden Sozialauswahl 
angestanden hätten. Für sie war nämlich der Fehler nicht kausal. 
 
1. Bildung der Auswahlgruppe 
Die Sozialauswahl ist betriebsbezogen. Dies gilt auch bei einem betriebsübergreifenden 
Versetzungsrecht. Für die Sozialauswahl ist es daher in der Regel unerheblich, ob in einem anderen 
Betrieb des Arbeitgebers ein weniger schutzwürdiger, vergleichbarer Mitarbeiter beschäftigt ist. Wäre 
der Arbeitsplatz dort allerdings frei, käme eine Versetzung oder eine Änderungskündigung in Betracht. 
Auch räumlich weitentfernte Betriebsteile können einen einheitlichen Betrieb im Sinne des 
Kündigungsschutzgesetzes bilden. Dies gilt unter Umständen auch dann, wenn sie jeweils als 
selbständige betriebsratsfähige Betriebe im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes gelten. Dies wird 
auch dann gelten, wenn sich der Betrieb auf das Ausland erstreckt oder dort gelegen ist. Unterhalten 
mehrere Betriebe einen gemeinsamen Betrieb, sind die vergleichbaren Arbeitnehmer des gesamten 
Betriebs in die Sozialauswahl einzubeziehen – maßgeblich ist, ob aufgrund einer einheitlichen 
Betriebsleitung die Zuweisung eines verbleibenden Arbeitsplatzes möglich ist. 
Die Sozialauswahl erstreckt sich nicht auf Arbeitnehmer, die noch keinen Kündigungsschutz genießen, 
also noch keine sechs Monate beschäftig sind. Diesen ist also vorab zu kündigen. Ebenfalls nicht in die 
Sozialauswahl einzubeziehen sind diejenigen Arbeitnehmer, deren ordentliche Kündigung durch 
besondere gesetzliche Regelungen ausgeschlossen ist. 
Die Arbeitnehmer, denen nur mit Zustimmung einer Behörde gekündigt werden kann, sind dann in die 
Sozialauswahl einzubeziehen, wenn die jeweilige Zustimmung der Behörde vorliegt. 
Rechtlich nicht geklärt ist die Frage, ob solche Arbeitnehmer in die Sozialauswahl miteinzubeziehen 
sind, denen tarif- oder einzelvertraglich nur aus wichtigem Grund gekündigt werden kann. Nach wohl 
noch herrschender Meinung bleiben diese Arbeitnehmer verschont. 
Befristet beschäftigte Arbeitnehmer sind nach herrschender Meinung ebenfalls von der Sozialauswahl 
ausgenommen. 
Arbeitnehmer die nach einer vorangegangenen Kündigung vorläufig weiterbeschäftigt werden, 
beispielsweise gemäß § 102 BetrVG oder aufgrund eines Urteils sind bei einer in dieser Zeit 
anstehenden betriebsbedingten Kündigung in die Sozialauswahl einzubeziehen. Ihnen ist dann 
gegebenenfalls erneut zu kündigen. 
In die Sozialauswahl einzubeziehen sind nur miteinander vergleichbare Arbeitnehmer. 
Unproblematisch gehören dazu diejenigen Arbeitnehmer, deren Tätigkeit unmittelbar entfallen ist. Über 
den Kreis der unmittelbar betroffenen Arbeitnehmer hinaus sind sodann dann Arbeitnehmer in die 
Sozialauswahl einzubeziehen, die mit diesen vergleichbar sind. Hierzu zählen Arbeitnehmer mit 
identischer Tätigkeit, etwa bei Stilllegung einer von mehreren im Betrieb vorhandenen gleichartigen 
Maschinen, alle Arbeitnehmer, die an identischen Maschinen arbeiten und deshalb von den unmittelbar 
Betroffenen ersetzt werden können. Der jeweilige Qualifikations- und Ausbildungsstand ist hier wegen 
der Identität der ausgeübten Tätigkeit ohne Bedeutung. Darüber hinaus sind aber auch solche 
Arbeitnehmer in die Sozialauswahl einzubeziehen, die nur teilweise identische oder aber nur ähnliche 
Tätigkeiten ausüben. Diese Erweiterung des Kreises der vergleichbaren Arbeitnehmer kommt nach der 
Rechtsprechung des BAG unter drei Voraussetzungen in Betracht: 
 

1. die einzubeziehenden Arbeitnehmer müssen der gleichen betrieblichen Ebene angehören, 
 

2. sie müssen nach ihrer Tätigkeit von den unmittelbar betroffenen Arbeitnehmern ersetzt werden  
     können (Austauschbarkeit) und 
 

3. der Austausch muss ohne Änderung des Arbeitsvertrags des unmittelbar betroffenen Arbeitnehmers   
    im Wege des Direktionsrechts möglich sein. 
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1.1 Gleiche betriebliche Ebene 
Die andersartige Tätigkeit muss gleichwertig sein. Der Vergleich vollzieht sich auf derselben Ebene der 
Betriebshierarchie (sog. horizontale Vergleichbarkeit). Arbeitnehmer auf höheren oder niedrigeren 
Hierarchieebenen des Betriebs müssen nicht in die Sozialauswahl einbezogen werden. Entfallen z. B. 
bei einer Umstrukturierung zwei Sachbearbeiterstellen einer Abteilung und ist gleichzeitig die Stelle des 
Abteilungsleiters neu zu besetzen, so steht es dem Arbeitgeber frei, die Leitungsaufgabe dem sozial 
weniger schutzwürdigen Sachbearbeiter zu übertragen und dem schutzwürdigeren zu kündigen. Nach 
Wegfall der Sachbearbeiterstellen besteht kein Anspruch auf Weiterbeschäftigung auf der freien 
Beförderungsstelle als Abteilungsleiter. Das gleiche gilt bei verschlechterten Arbeitsbedingungen. Der 
Facharbeiter, dessen Arbeit entfallen ist, kann nicht den Hilfsarbeiter verdrängen. 
 
1.2 Austauschbarkeit 
In die Sozialauswahl einzubeziehen sind nur solche Arbeitnehmer, deren Tätigkeit der unmittelbar 
betroffene Arbeitnehmer arbeitsplatzbezogen aufgrund seiner Kenntnisse, Fähigkeiten und Ausbildung 
übernehmen kann. Die Austauschbarkeit ist in erster Linie anhand des individuellen Ausbildungs- und 
Qualifikationsstandes des Arbeitnehmers festzustellen. Grundsätzlich steht es dem Arbeitgeber frei, das 
Anforderungsprofil einem geänderten Zuschnitt der Arbeit anzupassen. Nicht ausreichend ist jedoch die 
bloße Entscheidung zum Einsatz besserqualifizierter Arbeitnehmer. Eine Austauschbarkeit besteht 
auch, wenn der Arbeitgeber Arbeitnehmer mit und ohne einschlägige Berufsausbildung für die gleiche 
Tätigkeit einsetzt. Allein eine gleiche Berufsausbildung macht Arbeitnehmer nicht austauschbar. Gerade 
bei qualifizierten Tätigkeiten mit hohem Spezialisierungsgrad wird einem aktuellen Stand an 
Kenntnissen und Fertigkeiten ausschlaggebende Bedeutung zukommen. Eine kurze 
Einarbeitungszeit von wenigen Wochen steht der Austauschbarkeit jedoch nicht entgegen. 
Umschulungs- oder Fortbildungsmaßnahmen sind in diesem Zusammenhang irrelevant. Eine 
Austauschbarkeit kann auch fehlen, weil mit ihr eine Versetzung verbunden ist und der Betriebsrat die 
erforderliche Zustimmung rechtswirksam verweigert. Ein gerichtliches Verfahren auf Ersetzung der 
Zustimmung, nur um die Austauschbarkeit herzustellen, ist dem Arbeitgeber nicht zuzumuten. 
 
1.3 Direktionsrecht 
Vergleichbar sind nur solche Arbeitnehmer, deren Tätigkeit den unmittelbar betroffenen Arbeitnehmern 
nach ihrem Arbeitsvertrag im Wege des Direktionsrechts übertragen werden können. Sie müssen ohne 
weiteres den direkt betroffenen Arbeitnehmer ersetzen können. Daran fehlt es, wenn die 
Austauschbarkeit erst durch eine Änderung des Arbeitsvertrags des unmittelbar betroffenen 
Arbeitnehmers hergestellt werden müsste. 
Grundsätzlich sind auch Vollzeit- mit Teilzeitkräften vergleichbar. Etwas andere gilt jedoch dann, wenn 
aufgrund eines Organisationkonzepts des Arbeitgebers aus nachvollziehbaren Gründen beispielsweise 
nur vormittags, dann aber mit zwei Kräften gleichzeitig gearbeitet werden soll. Gegebenenfalls müsste 
dann einer Vollzeitarbeitskraft eine Änderungskündigung ausgesprochen werden. Etwas anderes gilt 
jedoch dann, wenn der Arbeitgeber beispielsweise vertrauliche Aufgaben nur einer Person übertragen 
will. In diesem Fall bliebe nur die Kündigung gegenüber der Teilzeitkraft, auch wenn sie 
sozialschutzwürdiger wäre. Eine Änderung ihrer Arbeitszeit auf Vollzeit, um die Vergleichbarkeit mit der 
anderen Vollzeitkraft herzustellen, braucht der Arbeitgeber nicht vorzunehmen. 
 
2. Kriterien der Sozialauswahl 
Im Rahmen der Sozialauswahl sind folgende Kriterien zu berücksichtigen: 
 
Dauer der Betriebszugehörigkeit 
Lebensalter 
Unterhaltspflichten 
Schwerbehinderung 
 
Diese Kriterien der Sozialauswahl stehen auch in keinem Rangverhältnis, sondern stehen gleichwertig 
nebeneinander. Nach ständiger Rechtsprechung des BAG gibt es keinen allgemein verbindlichen 
Bewertungsmaßstab dafür, wie diese Abgrenzungskriterien zueinander ins Verhältnis zu setzen sind. 
Demzufolge hat der Arbeitgeber einen gewissen Wertungsspielraum, das heißt er hat nur eine 
ausreichende Sozialauswahl vorzunehmen. Dies hat zur Folge, dass nur deutlich schutzwürdigere 
Arbeitnehmer sich mit Erfolg auf einen Auswahlfehler berufen können (BAG vom 29. Januar 2015, 2 
AZR 164/14, NZA 2015, 426). 
Der Arbeitgeber hat im Rahmen der Sozialauswahl auch eine Erkundigungspflicht. Er kann sich nicht 
allein auf die Personalakte verlassen oder gar auf die begrenzten Informationen der Lohnsteuerkarte. 
Er muss gegebenenfalls nachfragen, welche Unterhaltspflichten bestehen. Auch die 
Schwerbehinderung ist zwingend zu berücksichtigen. Gleiches gilt nach herrschender Meinung auch für 
Gleichgestellte nach § 68 Abs. 3 SGB IX. Es besteht aber für den Arbeitgeber keine Verpflichtung zur 
Einbeziehung des schwerbehinderten Arbeitnehmers in die Kündigungsauswahl. Die Einbeziehung der  
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Schwerbehinderung in die Auswahlkriterien soll den erhöhten Schutz des Arbeitnehmers nicht zu sei- 
nem Nachteil ändern. Praktisch bleibt daher die Einbeziehung des schwerbehinderten Arbeitnehmers 
in die Sozialauswahl die Ausnahme. 
Der Arbeitgeber kann auch neben den vier Kriterien andere soziale Gesichtspunkte 
berücksichtigen, solange die vier Grundkriterien ausreichend berücksichtigt bleiben. Praktisch 
wird dies in jedem Einzelfall zu entscheiden sein und bedarf einer genauen Darlegung des Arbeitgebers. 
Generell gilt, dass die Auswahlentscheidung vertretbar sein muss; sie muss nicht „perfekt“ sein. Es 
können daher mehrere Entscheidungen sozial gerechtfertigt sein. Grobfehlerhaft ist eine 
Sozialauswahl, wenn eines der vier Grundkriterien nicht einbezogen wird oder jede 
Ausgewogenheit in ihrer Gewichtung fehlt. Nichtausreichend ist die Sozialauswahl bereits dann, 
wenn der Arbeitgeber einen im Hinblick auf die vier Grundkriterien deutlich weniger schutzwürdigen 
vergleichbaren Arbeitnehmer verschont hat. Grundsätzlich zulässig sind auch Punktetabellen, sofern 
sie innerhalb der vier Kriterien ausgewogen sind. 
 
3. Leistungsträgerklauseln 
Sogenannte Leistungsträger, also solche Mitarbeiter, deren Weiterbeschäftigung, insbesondere wegen 
ihrer Kenntnisse, Fähigkeiten und Leistungen im berechtigten betrieblichen Interesse liegt, sind nicht in 
die Sozialauswahl einzubeziehen. Zweck der Regelung ist es, im Interesse der Erhaltung der 
Leistungsfähigkeit des Betriebes die betrieblichen Erfordernisse gegenüber sozialen Gesichtspunkten 
stärker zu betonen. Hinsichtlich der Prüfung bei der Sozialauswahl sind die sog. Leistungsträger 
zunächst in die soziale Rangfolge mitaufzunehmen und dann wieder auszunehmen. 
Betriebliche Interessen können sowohl betriebstechnischer als auch wirtschaftlicher Natur sein. 
Berechtigt sind die betrieblichen Interessen dann, wenn sie im Rahmen des vorgegebenen 
unternehmerischen Konzeptes objektiv vorteilhaft sind. Es findet also eine gerichtliche Kontrolle statt. 
Es ist eine Abwägung mit dem jeweiligen konkreten Schutzinteresse des sozial schwächeren 
Arbeitnehmers und den berechtigten betrieblichen Interessen vorzunehmen. Berücksichtigungsfähige 
Leistungsunterschiede müssen erheblich sein. Die Sozialauswahl darf nämlich nicht zu einer 
Leistungsauswahl führen. 
Besondere Kenntnisse, Fähigkeiten und Qualifikationen werden häufig schon der Vergleichbarkeit der 
Arbeitnehmer entgegenstehen. Etwas anderes gilt jedoch dann, wenn diese Eigenschaften nicht immer, 
aber gelegentlich im Betrieb benötigt werden, also ein betrieblicher Bedarf für diese Eigenschaften 
besteht. Als Beispiel kommen hier Fremdsprachenkenntnisse oder spezielle EDV-Kenntnisse in 
Betracht. Auch besondere Kundenkontakte, die mit der Person eines Arbeitnehmers verknüpft sind und 
für den Betrieb wirtschaftliche Bedeutung haben, können ebenfalls ein Abweichen von der Sozial- 
auswahl rechtfertigen. 
 
4. Personalstruktur 
Die Auswahl nach sozialen Gesichtspunkten kann insbesondere bei Massenentlassungen zu starken 
Verzerrungen der Personalstruktur führen. Ein berechtigtes betriebliches Interesse kann daher 
auch die Sicherung der Personalstruktur sein; nicht jedoch die Schaffung einer ausgewogenen 
Personalstruktur. Zweck der Vorschrift ist es lediglich, die bisherige Personalstruktur vor einer 
Verschlechterung durch die Sozialauswahl zu bewahren. Personalstruktur heißt nicht nur Altersstruktur, 
sondern die Zusammensetzung der Belegschaft nach personalen Merkmalen. In Betracht kommen z.B. 
Geschlecht, Qualifikation und Ausbildung. Kein Merkmal der Personalstruktur sind allerdings 
Vertragstreue und Häufigkeit krankheitsbedingter Fehlzeiten. Die Personalstruktur muss sich bei 
hypothetischer Betrachtung durch eine reine Sozialauswahl in Bezug auf ein Merkmal nachteilig 
verändern. Dies gehört zum schlüssigen Sachvortrag des Arbeitgebers. Erforderlich ist ein Vergleich 
der Struktur in den jeweiligen Auswahlgruppen vor und nach einer (hypothetischen) Sozialauswahl. 
Regelmäßig wird eine erhebliche Veränderung der Zusammensetzung der einzelnen Auswahlgruppen 
nur bei Massenentlassungen auftreten. In Betracht kommen beispielsweise Kahlschlag in einer 
bestimmten Altersgruppe und absehbare Pensionierungswelle, Verlust von Know-how, Erschwerung 
eines (in Bezug auf die Diskriminierung legitimen) Unternehmenskonzeptes oder Kundenwünsche. 
Das wichtigste Strukturmerkmal in diesem Zusammenhang ist das Alter. Gerade die Altersstruktur 
wird durch die Sozialauswahl verzerrt, da die Auswahlkriterien ein höheres Lebensalter begünstigen. 
Allein die Erhaltung des Status quo rechtfertigt jedoch noch keine Abweichung von der Sozialauswahl. 
Die Nachteile aus der Veränderung des Altersaufbaus sind vom Arbeitgeber daher grundsätzlich 
konkret und auf die jeweiligen Auswahlgruppen bezogen darzulegen. Ihre Vermeidung lässt zugleich 
die Diskriminierung nach dem Alter rechtfertigen. In Betracht kommt – in Abhängigkeit vom Ausmaß der 
Veränderung – die Gefahr des Verlustes von betrieblichem Know-how oder Kunden oder die 
Verhinderung eines (legitimen) unternehmerischen Konzeptes. 
Das BAG hat beispielsweise anerkannt, dass bei einer Entlassung von 66 aus 150 Erzieherinnen wegen 
der konkret drohenden Nachteile und betrieblichen Folgen (nur noch Erzieherinnen im 
„Großmutteralter“) ein berechtigtes betriebliches Interesse vorliegt. 
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Erforderlich ist immer die Bildung von Altersgruppen in den jeweiligen Auswahlgruppen. Beispielsweise 
werden die Arbeitnehmer in die Gruppen der bis 30-jährigen, der 31- bis 40-jährigen, der 41- bis 50-
jährigen, der 51- bis 60-jährigen und der älter als 60-jährigen eingeteilt. Sodann ist entsprechend der 
Gesamtkündigungsquote der Auswahlgruppe aus den jeweiligen Altersgruppen nach sozialen 
Gesichtspunkten auszuwählen. Beispiel: Es handelt sich um eine Auswahlgruppe von 50 Erzieherinnen, 
von denen 20 zu entlassen sind (Quote 40 Prozent). Damit sind 40 Prozent der Arbeitnehmer jeder 
Altersgruppe von Kündigungen bedroht. In einer Entscheidung vom 26. März 2015 – 2 AZR 478/13 – 
hat das BAG eine betriebsbedingte Kündigung daran scheitern lassen, dass der Prozentsatz innerhalb 
der Altersgruppe unterschiedlich war, nämlich zwischen 37,29 Prozent und 58,33 Prozent lag. 
Das AGG steht einer Altersgruppenbildung nicht entgegen, da die Erhaltung der Altersstruktur ein 
legitimes Ziel darstellt. 
 
5. Auswahlrichtlinien 
Existieren sog. Auswahlrichtlinien (z. B. im Rahmen einer Betriebsvereinbarung oder eines 
Tarifvertrages), wie die sozialen Gesichtspunkten im Verhältnis zueinander zu bewerten sind, so kann 
diese Bewertung nur auf grobe Fehlerhaftigkeit überprüft werden. Auswahlrichtlinien bedürfen der 
Zustimmung des Betriebsrates. Die ordnungsgemäße Beteiligung des Betriebsrates an der Erstellung 
der Auswahlrichtlinie ist aber keine Wirksamkeitsvoraussetzung für die unter Anwendung des 
Punkteschemas ausgesprochene Kündigung. Der Arbeitgeber kann sich aber nicht auf den 
beschränkten Prüfungsmaßstab des § 1 Abs. 4 KSchG berufen. 
Die Auswahlrichtlinie muss eine Bewertung der vier Auswahlgesichtspunkte im Verhältnis zueinander 
enthalten. In der Regel geschieht dies durch ein Punkteschema. 
Verstößt eine Kündigung gegen eine wirksame Auswahlrichtlinie ist sie sozial ungerechtfertigt 
und damit unwirksam. 
Hält sich der Arbeitgeber jedoch an die abschließende Festlegung der nicht grob fehlerhaften Bewertung 
einer Richtlinie, kann die Bewertung kündigungsrechtlich nicht beanstandet werden. Grob fehlerhaft ist 
die Bewertung der Grunddaten in ihrem Verhältnis zueinander, wenn sie nicht alle berücksichtigt oder 
diese „völlig unausgewogen“ bewertet. Die grob fehlerhafte Bewertung muss mit einem schweren, ins 
Auge springenden Fehler belastet sein, der im Hinblick auf die Gerechtigkeitsfunktion der Sozialauswahl 
nicht mehr hinzunehmen ist. Zur Erleichterung bei der Feststellung der Unterhaltspflichten soll die 
Auswahlrichtlinie dem Arbeitgeber auch gestatten können, sich auf die Informationen aus den 
Lohnsteuerkarten zu beschränken. 
Der grobe Fehler der Richtlinie muss für die Kündigung des Arbeitgebers kausal sein. 
Ist die Auswahlrichtlinie grob fehlerhaft, muss deshalb die darauf gestützte Auswahlentscheidung nicht 
in jedem Fall sozialwidrig sein. Die konkrete Auswahlentscheidung kann (zufällig) soziale 
Gesichtspunkte „ausreichend“ berücksichtigen. Dies ist im Einzelfall zu prüfen. 
 
6. Namensliste 
Existiert im Rahmen einer Betriebsänderung ein Interessenausgleich mit Namensliste, wird 
vermutet, dass die Kündigung durch dringende betriebliche Erfordernisse bedingt ist. 
Voraussetzung ist also zunächst eine Betriebsänderung im Sinne von § 111 BetrVG. Ein freiwilliger 
Interessenausgleich reicht nicht. 
Eine nur geplante Betriebsänderung genügt ebenfalls nicht. Die Kündigung muss aufgrund einer 
Betriebsänderung ausgesprochen worden sein. 
Weiter erforderlich ist ein Interessenausgleich mit Namensliste. Der Interessenausgleich mit 
Namensliste muss nach herrschender Meinung bereits vor „Ausspruch“ der Kündigung, das heißt nicht 
nur vor ihrem Zugang formgültig (schriftlich) abgeschlossen worden sein. Das Schriftformerfordernis gilt 
auch für die Namensliste. Die Namensliste kann mit dem Interessenausgleich eine einheitliche Urkunde 
bilden. 
Die namentliche Bezeichnung muss eindeutig sein, gegebenenfalls mit Vorname oder durch sonstige 
Kennzeichnung. 
Eine sog. Negativliste der nicht zu kündigenden Arbeitnehmer ist unzureichend. Liegt eine wirksame 
Namensliste vor, indiziert diese auch die Vermutung, dass die Kündigung durch dringende betriebliche 
Erfordernisse bedingt ist. Da es sich um eine gesetzliche Vermutung handelt, bewirkt diese die 
vollständige Umkehr der Beweislast. Trägt der Arbeitnehmer erhebliche Tatsachen vor, muss der 
Arbeitgeber jedoch substantiiert bestreiten. 
Weitere Rechtsfolge der Namensliste ist, dass die soziale Auswahl nur auf grobe Fehlerhaftigkeit geprüft 
werden kann. 
Der Abschluss eines Interessenausgleiches enthebt den Arbeitgeber nicht von der Pflicht, den 
Betriebsrat gemäß § 102 Abs. 1 Satz 2 BetrVG über den Kündigungsgrund zu unterrichten. Der 
Arbeitgeber kann die Anhörung auch mit den Verhandlungen über den Interessenausgleich zeitlich 
verbinden. Eine Klarstellung über Durchführung und Abschluss des Anhörungsverfahrens im 
Interessenausgleich empfiehlt sich jedoch. 
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Weder die Vermutung, dass dringende betriebliche Gründe vorliegen noch die Beschränkung der 
Auswahlkontrolle auf grobe Fehlerhaftigkeit gelten, soweit sich die Sachlage nach Zustandekommen 
des Interessenausgleichs wesentlich geändert hat. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung ist der 
Zugang der Kündigung. Bei späteren Änderungen kommt nur ein Wiedereinstellungsanspruch in 
Betracht. Eine wesentliche Änderung der Sachlage liegt nach herrschender Meinung nur bei einem 
Wegfall der Geschäftsgrundlage vor, wenn also nicht ernsthaft bezweifelt werden kann, dass beide Be- 
triebspartner oder einer von ihnen den Interessenausgleich in Kenntnis der späteren Änderung nicht 
oder mit anderem Inhalt geschlossen hätten. 
 
Rückfragen:  
Stefan Schlöffel, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Arbeitsrecht; Kanzlei Haas & Partner Rechtsanwälte 
Sternstraße 65 ,40479 Düsseldorf   Tel. 0211/49 14 02 20;   Telefax 0211/49 14 04 59 
E-Mail  schloeffel@haas-law.de      www.haas-law.de  
Der Autor ist Mitglied des VDAA Verband deutscher Arbeitsrechtsanwälte e. V.  
 
 
 

SERVICE/ DIENSTLEISTUNGEN 
 
Angebote unserer Abkommenspartner 
 
 
Berater MDT  
 

K6 Medien  
 

Toyota  
 

Steuerbüro Ludwig 
 

PR Büro Nina Claudy 
 

Großabnehmerrabatt  
 

Abrufschein für KFZ-Neuwagen zu Sonderkonditionen der Marke Toyota abrufen  
(siehe beigefügtes PDF)  
 
PaketButler der Telekom  
 

Dieser Newsletter des Bundesverbandes der Selbständigen hält einen exklusiven Service für Sie 
bereit. Profitieren Sie von einer innovativen Zustell-Lösung, dem PaketButler der Telekom. So können 
Sie Pakete problemlos entgegennehmen oder versenden ohne vor Ort zu sein. Mitglieder haben die 
Gelegenheit den PaketButler für vier Wochen völlig kostenfrei und unverbindlich zu testen. 
(siehe Link auf der Startseite und der Webseite des Bundesverbandes) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verantwortlich für den Inhalt und Kontakt 
Hans-Peter Murmann, Geschäftsführender Vizepräsident, Bundesverband der Selbständigen e.V.  
Reinhardtstraße 35, 10117 Berlin, E-Mail: murmann@bds-dgv.de  
Bitte senden Sie den Newsletter an befreundete Selbstständige weiter.  
Anmelden und abbestellen unter info@bds-dgv.de  

mailto:schloeffel@haas-law.de
http://www.haas-law.de/
mailto:murmann@bds-dgv.de
mailto:info@bds-dgv.de


Die Berater-MDT
Steuerberatungsgesellschaft mbH
Rheinlanddamm 10
44139 Dortmund

Tel. 0231 – 222 14 97
Fax. 0231 – 222 14 98
kanzlei@die-berater-mdt.de
www.die-berater-mdt.de

Die Berater-MDT.

Steuerberatung.
Leidenschaft.

Wir sind...
Peter Mempel, Michael Depenbrock und Christine Titze. Wir sind engagierte Steuer-
berater aus Leidenschaft. Wir sind Die Berater-MDT.

Wir steuern...
unser Unternehmen zu dritt. Wir bearbeiten Ihre Angelegenheiten engagiert und 
kompetent. Wir beraten Sie souverän mit mehr als 20 Jahren Erfahrungen im steuer- 
und wirtschaftsberatenden Beruf. Peter Mempel ist zudem ausgebildeter Mediator.

Sie haben...
Beratungsbedarf in steuerlichen Fragen? 
Sie benötigen Unterstützung bei Ihrem 
Jahresabschluss? Sie möchten weitere 
Informationen?

Nehmen Sie...
Kontakt zu uns auf, wir freuen uns auf ein 
persönliches Gespräch mit Ihnen!

Wir gestalten...
auf steuerlicher und betriebs-
wirtschaftlicher Basis Ihren lang-
fristigen steueroptimierten Ver-
mögensaufbau. Wir helfen Ihnen 
mit unserem Kanzleikonzept und 
betriebswirtschaftlichem Know-
How bei der Führung und Über-
tragung von kleinen und mittel-
ständischen Betrieben. Auch im 
Bereich der  Mediation können 
wir für Sie tätig werden.

- Anzeige -
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K6 MEDI EN
MEHR ALS NUR EINE WERBEAGENTUR!

(0231) 33874133
(0231) 33896183
info@k6-medien.de

Grafik | Print | Softwarelösungen | Web | Business View | IT-Solution

Nicht nur das K6 Medien Team setzt auf ESET-Software
sondern weltweit mehr als 100 Millionen zufriedene Kunden.
Seit über 27 Jahren sorgt die die Technolgie von ESET für eine
sichere digitale Welt. Die Technologie von ESET ist mit 58 Auszeichnungen
Rekordhalter bei den begehrten VB100 awards.

Darüber hinaus bieten die ESET-Spezialisten kostenlosen Support.

Dies alles für alle gängigen Systeme wie Windows, MAC OS X, Linux
oder Android. Als Einzelversion oder als Paket mit bis zu 5 Plätzen und bei
Bedarf sogar darüber hinaus.

Fragen Sie nach ein auf Sie speziell zugeschnittenes Sicherheitspaket!
Gerne beraten wir Sie, ihr K6 Medien Team!

WARUM ESET?
Exklusiv

für BDS Mitglieder

10%
Vergünstigung auf

ESET-Software

† Zwei-Wege-Firewall

† Botnet-Erkennung

† Anti-Spam

† Zentrale Verwaltung

† Antivirus/Antispyware

† Optimiert für virtuelle Umgebungen

† Anti-Phishing

† Web-Kontrolle

w w w . k 6 - m e d i e n . d e

Das Internet gehört zu den wichtigsten Medien unserer Zeit.
Daher ist es wichtig, wie man sich im Web präsentiert.
Funktionen wie Responsive Design oder die eigene App
gehören dazu. Informieren Sie sich jetzt!

ME H R ALS N U R E I N E WE RBEAGENTU R!

(0231) 33874 133
(0231) 33896183
info@k6-medien.de

Grafik | Print | Softwarelösungen | Web | Business View | IT-Solution

w w w . k 6 - m e d i e n . d e

Der Verkauf im Onlinegeschäft boomt! Daher ist das Vermark-
ten und Verkaufen Ihrer Produkte im Internet unumgänglich.
Durch das richtige Gesamtkonzept, passend zum Unternehmen,
können Ihre Ansprüche und Bedürfnisse in einem Online-Shop
abgedeckt werden. So steht Ihrem Erfolg nichts im Wege!

ONLINESHOP

SHOPSYSTEME

ME H R ALS N U R E I N E WE RBEAGENTU R!

(0231) 33874 133
(0231) 2 2 6 5 7 8 8
info@k6-medien.de

Grafik | Print | Softwarelösungen | Web | Business View | IT-Solution



Serienmäßig sicher mit Toyota Safety Sense  
und Pre-Collision-System.  
Exklusive Leasing Sonderkonditionen  
für bezugsberechtigte Mitglieder  
des Bundesverbandes der Selbständigen.

DER AVENSIS TOURING SPORTS.
STIL. SICHERER. GESCHÄFTSPARTNER.

Monatlich290 €*0,- €*

Leasingsonderzahlung

*Unser Toyota Service Leasing Angebot1 für den Avensis Touring Sports Edition-S 2,0-l-D-4D, 6-Gang-Schaltgetriebe. Leasingsonderzahlung 0,00 €,  
Vertragslaufzeit 36 Monate, Gesamtlaufleistung 60.000 km, 36 mtl. Raten à 290,34 €, Technik-Service-Rate à17,16 €. 
Kraftstoffverbrauch Avensis Touring Sports Edition-S 2,0-l-D-4D, 6-Gang-Schaltgetriebe, innerorts/außerorts/kombiniert 5,7/4,0/4,6 l/100 km,  
CO2-Emissionen kombiniert 120 g/km. Abbildung zeigt Sonderausstattung.
 
1 Ein unverbindliches Angebot der Toyota Leasing GmbH, Toyota-Allee 5, 50858 Köln. Entsprechende Bonität vorausgesetzt. Monatliche Leasingrate inklusive 
Technik-Service (Wartung und Verschleißreparaturen). Gilt bei Anfrage und Genehmigung bis zum 28.02.2017. Alle Angebotspreise verstehen sich auf Basis 
der unverbindlichen Preisempfehlung der Toyota Deutschland GmbH, Toyota-Allee 2, 50858 Köln, per Dezember 2016, zzgl. MwSt., zzgl. Überführung. Diese 
Aktion gilt nur für BDS Mitglieder in Verbindung mit einem gültigen Abrufschein des Toyota Rahmenabkommens Nr: 000272.

Technik-Service-Rate 17,16 €***  
(Wartung und Verschleißreparaturen).

AVENSIS TOURING SPORTS EDITION-S
• 17"-LEICHTMETALLFELGEN
• NAVIGATIONSSYSTEM TOYOTA TOUCH&GO2
• RÜCKFAHRKAMERA • 4,2"-TFT-MULTI-INFO-FARBDISPLAY
• KLIMAAUTOMATIK • SITZHEIZUNG VORNE
• SMART-KEY-SYSTEM
• TOYOTA SAFETY SENSE U.A. MIT PRE-COLLISION SYSTEM

• ELEKTRISCHE FENSTERHEBER VORNE UND HINTEN
• AUSSENSPIEGEL, ELEKTRISCH EINSTELL- UND BEHEIZBAR
• DACHRELING • 7 AIRBAGS (INKL. KNIEAIRBAG FÜR FAHRER) 
• LENDENWIRBELSTÜTZE FÜR FAHRER, ELEKTRISCH EINSTELLBAR
• USB-SCHNITTSTELLE MIT IPOD-STEUERUNG
• VOLL-LED-SCHEINWERFER • LED-TAGFAHRLICHT
• RÜCKSITZLEHNE IM VERHÄLTNIS 60:40 GETEILT UMKLAPPBAR

TOYOTA
SERVICE
LEASING



Bahnhofstraße 70
59439 Holzwickede
Telefon 02301 / 86 31
Telefax 02301 / 86 33
Info@ludwig-steuerberatung.de

Kompetenz seit über 40 Jahren!
Mit meinem Team qualifizierter Fachkräfte biete ich Ihnen individuelle umfassende
Beratung. Wir sind top fit durch kontinuirliche Fortbildung wegen laufender Änderungen
in der Steuer-Gesetzgebung und neuester Rechtsverordnungen der Sozialversicherung.
Mein Angebot umfasst:

Beratung und Betreuung von Unternehmern, Vereinen, 
Privatpersonen in allen steuerlichen Angelegenheiten
Erstellung von Buchhaltung, Jahresabschluss, Bilanzbericht,
Investitionsplanung
Lohn-Abrechnungen - auch Baulohn
Begleitung bei Betriebsprüfung durch Finanzamt 
oder Sozialversicherungsträger
Vertretung vor Finanzgerichten
Unternehmensplanung / Unternehmensübergabe
Beratung und Begleitung von Existenzgründern
Steuererklärungen aller Art
Beratung wegen Erbschafts-/Schenkungssteuer

Lassen Sie sich rechtzeitig beraten!
Wir helfen Ihnen, Ihre steuerlichen 
Möglichkeiten individuell und effizient 
auszuschöpfen.  

LFriedhelm
UDWIG

Steuerberater



PR BERATUNG

KONZEPT   TEXT   REALISATION

SEMINARE  WORKSHOPS  COACHING
KONZEPT  TEXT  REALISATION. .

W W W. N I NAC L AU DY. D E

•  gute PR- und Öffentlichkeitsarbeit (Public Relations)
•  die richtigen Dialogpartner in den Medien und der Öffentlichkeit
•  sinnvolle Kommunikation
•  kreative Konzepte
•  sinnstiftende Textarbeit
•  zielgerichtete Events
•  zugeschnittene Seminare/Workshops und In-House-Seminare

2004 gegründet, ist das PR Büro Nina Claudy eine inhabergeführte PR-Agentur, die mit einem erfahrenen 
Team ausgewählter Netzwerkpartner agiert.
Bei Interesse an PR-Arbeit für Ihr Unternehmen, Ihre Dienstleistung, Ihre Produkte oder einem Schulungskonzept 
für Ihre Mitarbeiter, einfach den beigefügten Fragebogen ausfüllen und per Post, Fax oder E-Mail senden.

KONZEPT  TEXT  REALISATION. .

W W W. N I NAC L AU DY. D E

Nina Claudy
Zur Schultenwiese 69

58313 Herdecke

E-Mail: nachricht@ninaclaudy.de
0163 8699555

www.ninaclaudy.de

Ich freue mich über Ihre Anfrage

Fax: +49 (0) 2330 97980
E-Mail: nachricht@ninaclaudy.de

Ihre Kontakdaten

Mitglieder des BDS und der BVMU erhalten exklusive Vorzugskonditionen für PR-Beratung und 
Mitarbeiterschulungen durch das PR-Büro Nina Claudy. Füllen Sie einfach dieses Formular aus und senden  
Sie es per Fax, Post oder E-Mail ausgefüllt zurück. Sie erhalten danach umgehend einen persönlichen Rückruf.

Name

Straße, Nr.

Tel.

Vorname

PLZ / Ort

E-Mail

Liebe BDS- und BVMU-Mitglieder,

Sie möchten Ihre Kern-Botschaften bei der richtigen Zielgruppe platzieren? Sie wollen zielführende Kommunikation? 
Sie würden gern die für Sie relevante Presse mit Informationen versorgen? Wenn Sie diese Fragen mit Ja beantworten, 
dann brauchen Sie erfolgreiche Presse- und Öffentlichkeitsarbeit für Ihr Unternehmen. Ich berate und unterstütze 
Sie sehr gern. Das PR Büro Nina Claudy steht für:

Anzeige



Abrufschein für Kfz-Neuwagen zu 
Sonderkonditionen der 

Marke Toyota anfordern

Bitte senden Sie mir einen Abrufschein unter der von mir eingetragenen Firmenadresse
und meinem Namen zu. Weitere Sonderkonditionen für Kraftfahrzeuge und für andere
Produkte und Dienstleistungen finden Sie im geschütztem Bereich unter:
www.bds-dgv.de.

Bitte ankreuzen:

Großabnehmerrabatt für BDS-Mitglieder

Von 18% (Lexus RX) bis zu 34% (ProAce) Nachlass je nach Fahrzeugmodell

Ich bin BDS-Mitglied. Mitgliedsnummer (falls zur Hand)

Sie können den gewünschten Abrufschein anfordern unter:
Telefon: 0 30 / 28 04 91-0 · Telefax: 0 30 / 28 04 91-11 · E-Mail: info@bds-dgv.de

Vorname/Nachname Straße

Firma PLZ/Ort

E-Mail/Telefon Datum/Unterschrift

�



Reinhardtstr. 35
10117 Berlin

Telefon: 030/28 04 91-0
Telefax: 030/28 04 91-11

E-Mail: info@bds-dgv.de

www.bds-dgv.de




